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kann, wenn durch den Mangel der vertragsgemäße 
Gebrauch der Mietsache mehr als nur unerheblich 
beeinträchtigt wird.

Es bleiben zwei Probleme: Zunächst muss der 
mietende Zahnarzt begründen, dass eine solche 
Gebrauchsbeeinträchtigung vorliegt und er muss 
den ihm entstehenden Schaden beziffern. Dies ist 
meist nicht einfach, deshalb sollte eine Vertragsstra-
fe für den Fall eines Verstoßes gegen die Konkur-
renzschutzklausel vereinbart werden. Zum anderen 
muss der Zahnarzt bei der Vornahme der Mietmin-
derung aufpassen: Wenn er einfach die Mietzahlung 
kürzt, muss er eine fristlose Kündigung des Vermie-
ters befürchten, sobald die einbehaltene Summe 
zwei Monatsmieten übersteigt (vgl. § 543 (2) Nr. 3b 
BGB). Stellt sich dann im Gerichtsverfahren heraus, 

dass die Mietminderung unberechtigt oder überhöht 
war, greift die fristlose Kündigung (vgl. BGH-Urteil 
vom 11. Juli 2012, Az. VIII ZR 138/11). Deshalb sollte 
eine Mietminderung immer dadurch vorgenommen 
werden, dass die Miete weiter in vollem Umfang 
gezahlt wird, jedoch ausdrücklich auf jeder Überwei-
sung vermerkt wird, dass wegen einer Mietminde-
rung ein genau bezifferter Betrag unter Vorbehalt 
gezahlt wird. Dann verlangt der Zahnarzt die Rück-
zahlung der unter Vorbehalt geleisteten Zahlungen 
und erhebt ggf. Klage. Wenn sich in dem Prozess 
herausstellt, dass seine Mietminderung unberech-
tigt war, verliert er zwar diesen Prozess, nicht aber 
seine Praxisräume.

Dr. med. dent. Wieland Schinnenburg
Rechtsanwalt, Fachanwalt für Medizinrecht

Manchmal ist es unumgänglich, sich von einer Mit-
arbeiterin oder einem Mitarbeiter zu trennen. Der 

eleganteste Weg wäre eine einvernehmliche Regelung, 
in der sich beide Vertragsparteien bereit erklären, das Ar-
beitsverhältnis zu einem bestimmten Zeitpunkt zu been-
den. Eine einvernehmliche Vertragsbeendigung könnte 
zu jedem Zeitpunkt erfolgen. Kündigungsfristen gelten 
in diesen Fällen nicht. Aus nachvollziehbaren Erwägun-
gen, auch um Nachteile beim Bezug von Arbeitslosen-
geld zu vermeiden, sind Arbeitnehmer jedoch selten be-
reit, einer einvernehmlichen, gar fristlosen Beendigung 
ihres Arbeitsverhältnisses zuzustimmen. Dann kann 
der Praxisinhaber das Arbeitsverhältnis nur durch eine 
Kündigung beenden. Anders als ein einvernehmlicher 
Aufhebungsvertrag ist eine Kündigung eine einseitige 
empfangsbedürftige Willenserklärung, die nicht der An-
nahme durch den Gekündigten bedarf. Gemäß § 623 
des Bürgerlichen Gesetzbuches bedürfen Kündigungen 
zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Die Kündigung 
kann sowohl vom Arbeitnehmer als auch vom Arbeit-
geber nur dann rechtswirksam erklärt werden, wenn sie 
schriftlich abgefasst und vom Erklärenden eigenhändig 
unterzeichnet wurde. Ist die Mitarbeiterin bei mehreren 
Zahnärzten, z. B. in einer Praxisgemeinschaft oder in ei-
ner Gemeinschaftspraxis beschäftigt, empfiehlt sich ins-
besondere bei unklaren Vertretungsverhältnissen, dass 
das Kündigungsschreiben von allen Gesellschaftern 
unterzeichnet wird. Der Ausspruch einer Kündigung 
per Telefax ist nicht möglich, da das Telefax nur eine 
Wiedergabe der Unterschrift enthält. Mündliche Kündi-
gungserklärungen führen ebenfalls nicht zu einer Been-
digung des Arbeitsverhältnisses, und zwar unabhängig 

davon, ob der Arbeitgeber oder der/die Mitarbeiter/-in 
die „Kündigung“ erklärt. Selbst die Äußerung einer Mit-
arbeiterin, sie habe keine Lust mehr, und ihr anschlie-
ßendes Verlassen des Arbeitsplatzes führen nicht zu 
einer Beendigung des Arbeitsverhältnisses. Liegt es 
also im Interesse des Arbeitgebers, die Mitarbeiterin 
aufgrund einer derartigen Arbeitsverweigerung nicht 
weiter zu beschäftigen, sollte er seinerseits eine schrift-
liche Kündigung des Arbeitsverhältnisses aussprechen.

Es ist darauf zu achten, dass der Kündigende den 
Zugang der schriftlichen Kündigungserklärung nach-
weisen kann. Empfohlen wird daher, sich den Emp-
fang der schriftlichen Kündigungserklärung z. B. auf 
einer Kopie des Kündigungsschreibens quittieren 
zu lassen oder das Kündigungsschreiben per Ein-
schreiben/Rückschein zu versenden. Verweigert der 
Arbeitnehmer allerdings die Annahme des Einschrei-
bens, ist die Kündigung nicht zugegangen. 

Die Kündigungsbeschränkungen des Kündi-
gungsschutzgesetzes sind bei Praxen, in denen in 
der Regel nicht mehr als zehn Mitarbeiter beschäf-
tigt werden, nicht zu beachten. Besonderer Kündi-
gungsschutz besteht aber für Schwerbehinderte 
und Schwangere. Die schriftliche Kündigung muss 
auch nicht begründet werden. Nach § 2 Abs. 2 Nr. 
3 SGB III sollen Arbeitgeber Arbeitnehmer über ihre 
Verpflichtung zur Meldung bei der Agentur für Ar-
beit informieren. Es empfiehlt sich daher, folgende 
Formulierung in die Kündigung aufzunehmen: „Ich 
empfehle Ihnen, sich unverzüglich bei der Agentur 
für Arbeit als arbeitssuchend zu melden, um Nach-
teile beim Sozialleistungsbezug zu vermeiden“.

Kündigung von Arbeitsverhältnissen 
Mündliche Kündigungserklärungen nicht wirksam
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Nach dem Tod eines Menschen stellen sich den 
Hinterbliebenen eine Fülle von organisatori-

schen und rechtlichen Fragen, bei deren Beantwor-
tung dieser aktuelle Ratgeber umfassend und praxis-
bezogen Hilfestellung leistet. 

Die Broschüre erläutert die wichtigen Fragen zur 
Regelung der Bestattung und informiert umfassend 
über die Vorbereitung des letzten Weges. Darüber hi-
naus gibt das Werk grundlegende Informationen zum 
Erbrecht. Die Erläuterungen werden durch Checklis-
ten und Hinweise verdeutlicht und geben einen um-
fassenden Überblick.

Die Broschüre enthält folgende Schwerpunkte: 
Überblick über die verschiedenen Bestattungsarten; 
Ablauf und Kosten der Bestattung; notwendige Do-
kumente, Formalitäten und Behördengänge für die 
Bestattung; Bestattungsvorsorge zu Lebzeiten.

Herausgeber der Broschüre ist der Bundesverband 
Deutscher Bestatter e. V., der rund 80 Prozent der Be-
stattungsinstitute in Deutschland organisiert. Autor 
ist Dr. Rolf Lichtner, Generalsekretär des Bundesver-
bandes Deutscher Bestatter e. V. und Geschäftsfüh-
rer der angeschlossenen Organisationen Fachverlag 
des deutschen Bestattungsgewerbes GmbH, BEFA 
Messegesellschaft mbH, Deutsches Institut für Tha-
natopraxie GmbH, memoriam.de GmbH, Kuratorium 
Deutsche Bestattungskultur GmbH/e.  V. und Deut-
sche Bestattungsvorsorge Treuhand AG.

Die Broschüre wendet sich an Angehörige und 
Hinterbliebene bei einem Trauerfall sowie an soziale 
Beratungsstellen und Einrichtungen.� Verlagsangaben

Bundesverband Deutscher Bestatter e. V. (Hrsg.); Verlag 
C.H. Beck; 48 Seiten; geheftet; 4,40 Euro; ISBN 978-3-
406-63238-9

Eine außerordentliche Kündigung ohne Einhal-
tung einer Kündigungsfrist ist nach dem Gesetz nur 
möglich, wenn es dem Kündigenden aufgrund eines 
wichtigen Grundes unzumutbar ist, das Arbeitsver-
hältnis bis zum Ablauf der Kündigungsfrist fortzuset-
zen. Wird die Kündigung wegen eines vertragswidri-
gen Verhaltens des Arbeitnehmers ausgesprochen, 
ist es zur Wirksamkeit der Kündigung in der Regel 
erforderlich, dass er zuvor bereits wegen eines an-
deren, gleich gelagerten Vorfalls abgemahnt wurde. 
Beispiele für gerechtfertigte außerordentliche Kün-
digungen sind:
• sexuelle Belästigung,
• Tätlichkeiten,
• Mobbing anderer Kollegen,
• Verstoß gegen die Schweigepflicht,
• dauernde unberechtigte Arbeitsverweigerung.

Außerdienstliches Verhalten, das ohne Einfluss 
auf das Arbeitsverhältnis bleibt, sowie die Schlie-
ßung der Praxis stellen keine Gründe dar, ein Ar-
beitsverhältnis ohne Einhaltung einer Kündigungs-
frist auflösen zu können. Zu beachten ist, dass die 
außerordentliche Kündigung innerhalb von zwei Wo-
chen ausgesprochen werden muss, nachdem der 
Arbeitgeber von den die Kündigung rechtfertigenden 
Umständen Kenntnis erlangt hat.

Ob auch die Gerichte in einem Kündigungsschutz-
prozess eine außerordentliche Kündigung als ge-
rechtfertigt ansehen, ist oft ungewiss. Es empfiehlt 
sich daher, zugleich mit der außerordentlichen Kün-
digung hilfsweise eine fristgemäße ordentliche Kün-
digung auszusprechen.

Rechtsanwalt Peter Ihle
Hauptgeschäftsführer ZÄK M-V


